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Wir bedanken uns bei den vielen Ungenannten,
die durch ihre Mitarbeit, durch Informationen

oder durch  ihre  Politik zum Erscheinen dieser
Ausgabe beigetragen haben.

Aufmerksamen LeserInnen wird auffallen, dass
wir z.T. schon reformiert, z.T noch richtig

schreiben. Wir reformieren uns langsam, aber
sicher...

NACHRICHTEN
“TRIALOG” MACHT SOMMER-
PAUSE
Seit November des vergangenen Jahres tref-
fen sich Psychose-Erfahrene, Angehörige
und professionelle HelferInnen monatlich
zum Erfahrungsaustausch. Diese Treffen fin-
den jeweils am 2. Donnerstag des Monats
statt.
In den bisherigen Sitzungen wurde eine brei-
te Palette von Themen angesprochen und
diskutiert. Es wurden Erfahrungen mit un-
terschiedlichen Medikamenten ausgetauscht,
Vorbeugungsmöglichkeiten erfragt, die un-
terschiedlichen Sichtweisen der drei
beteiligten Personengruppen verglichen und
vieles mehr. Ein “harter Kern” von fast re-
gelmäßigen TeilnehmerInnen hat sich im
Lauf der Monate gebildet; darüber hinaus
wechselt der Kreis der Gäste immer wieder.
Neue Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind
stets willkommen. Es gibt kein festes Pro-
gramm; die jeweils Anwesenden legen bei
jedem Treffen die Fragestellungen nach ih-
ren Wünschen und Bedürfnissen fest.
Im August findet das Treffen nicht statt. Es
geht weiter am Donnerstag, den 9. Septem-
ber von 18 bis 20 Uhr in der Evangelischen
Familienbildungsstätte (Kantstraße 9).

PSYCHIATRISCHE KRANKEN-
PFLEGE
Seit dem 28. Juni sind die “Freien Sozialen
Dienste Friesland e.V.” auch in Wilhelmsha-
ven zu erreichen. An diesem Tag nahm der
Verein sein Büro in der Gökerstraße 75 in
Betrieb.
Aufgabenbereich des Vereins ist die ambu-
lante psychiatrische Krankenpflege. Psy-
chisch Kranke können diese Leistung in
Anspruch nehmen. Erforderlich ist dazu eine
Verordnung durch einen Facharzt für Psych-
iatrie, Neurologie oder Psychotherapie.
Was ist ambulante psychiatrische Kran-
kenpflege?
Menschen, die an psychischen Krankheiten
leiden oder in schwere Lebenskrisen geraten
sind, brauchen praktische Hilfestellungen,
um in ihrer gewohnten Umgebung bleiben
zu können bzw. (etwa nach einem Klinikauf-
enthalt) wieder zurechtzukommen. Die
häusliche psychiatrische Pflege bietet diese
Unterstützung mit dem Ziel, die Krankheit
zu heilen oder zu bessern, damit ein Kran-
kenhausaufenthalt vermieden oder verkürzt
werden kann: Gespräche, Begleitung in äng-
stigenden Situationen, Ermutigung und
Unterstützung in allem, was Gesunden leicht
von der Hand geht, psychisch Kranken aber
unüberwindliches Hindernis ist. Die Ange-
hörigen, die durch die Erkrankung eines
Verwandten oft überfordert sind, werden
dadurch entlastet.
Seit 1994 schon bieten die FSD Friesland
e.V. diese Leistung an, bis vor etwa einem
Jahr vorwiegend im Kreis Friesland. Seit der
Eröffnung der Abteilung für Psychiatrie und
Psychotherapie am Reinhard-Nieter-Kran-
kenhaus hat der Verein seine Tätigkeit auch
auf die Stadt Wilhelmshaven ausgedehnt.
Von Varel aus war das oft schwierig zu
organisieren, so dass eine “Zweigstelle” in
Wilhelmshaven notwendig wurde. Ein fe-
ster Arbeitsplatz ist hier geschaffen worden.
Peter Ennulat, Krankenpfleger mit psychia-
trischer Zusatzqualifikation, leitet das Büro.
Er koordiniert die Einsätze der Pflegeteams
und berät Kranke oder Angehörige in Fragen
der Finanzierung der Pflege.
Auf Grund der Namensgleichheit besteht die
Gefahr, die FSD Friesland e.V. mit dem
Verein Freie Soziale Dienste e.V. zu ver-
wechseln.  Dieser Verein, der im Mühlenweg
84 seine Geschäftsstelle unterhält, leistet
häusliche Kranken- und Altenpflege. Die
Angebote beider Vereine sind also recht
unterschiedlich.

Die Freien Sozialen Dienste Friesland
e.V. sind unter der Telefonnummer

36 66 14 zu erreichen.

ABGERISSEN
wird das ehemalige C&A-Gebäude an der
Ebertstraße. Es soll Platz machen für einen
Erweiterungsbau der Nordseepassage. Die
beiden Gebäude werden mit einer Brücke
verbunden. Die Stadt bleibt damit ihrem
Plan, Wilhelmshavens Innenstadt in Rich-
tung Hafen zu öffnen, treu. So war es auch
nicht verwunderlich, dass diese Planung auf
einhellige Zustimmung traf. Bedenken, dass
der Erweiterungsbau zu weiteren Leerstän-
den in der Marktstraße und den angrenzenden
Bereichen führen wird, gibt es nicht. (hk)

ERFOLGREICH
verlief der Start des Gegenwinds im Internet.
Die Ausgabe 152 (Mai 1999) wurde bisher
1924 mal aufgerufen (Mai: 592, Juni: 708,
Juli (bis zum 12.7.) 624).
Zusätzlich zum aktuellen Gegenwind gibt es
eine Seite mit aktuellen Nachrichten und
Hinweisen und ein Archiv, in dem sich die
Ausgaben 142 bis 152 befinden. Das Archiv
wird natürlich noch weiter vervollständigt.
Es lohnt sich also allemal, im Internet die
Seite www.gegenwind-whv.de aufzurufen.
Wir empfehlen zur Ansicht den Internet-
Explorer, weil wir wissen, dass unsere Seiten
von anderen Browsern nicht unbedingt so
wiedergegeben werden, wie wir sie ins Netz
gestellt haben. (hk)

TITELBILD
Francis Bacon, Liegende Figur Nr. 3, 1959

im
Internet:

http://
www.

gegenwind-
whv.de
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Zwar ist der Krieg der NATO gegen
Jugoslawien mittlerweile beendet und von
einer Besetzung abgelöst worden, doch die
Streitfrage bleibt aktuell.

Wir lassen den Ex-SPD-Genossen selber
zu Wort kommen. Sein Austrittsschreiben
hat den folgenden Wortlaut:

“Nach fast 50-jähriger Mitgliedschaft in
der SPD erkläre ich hiermit meinen soforti-
gen Austritt aus der SPD.

Eine Partei, deren von den Mitgliedern
gewählte Volksvertreter einem Angriffskrieg
gegen einen souveränen Staat mit großer
Mehrheit zustimmen, kann nicht mehr meine
Partei sein, in die ich vor über 49 Jahren
eingetreten bin.

Entgegen allen Grundsätzen der SPD
und entgegen den Statuten der NATO, der
UNO und des Völkerrechts hat fast die ge-
samte Bundestagsfraktion der SPD diesem
widerrechtlichen Kriegseintritt zugestimmt.

Wie kleine Schulkinder hat sich die SPD-
geführte Bundesregierung von den USA in
diesen Krieg förmlich hineindrängen lassen.

Niemand weiß, wie dieser Krieg enden
wird. Gut auf keinen Fall. Wie sagte vor
Jahren der Genosse Carlo Schmid? ‚Lieber
ein Jahr verhandeln, als einen Tag Krieg
führen.‘

Wenn ich mir
selbst treu bleiben
will, dann bleibt
mir nur der Aus-
tritt aus der Partei,
in der ich nach den
Schrecken des 2.
Weltkrieges meine
politische Heimat
und viele Freunde
gefunden habe.

Es schmerzt be-
sonders, wenn ich merke, dass ein großer
Teil meiner Freunde den Kriegseintritt still-
schweigend hinnimmt, als wäre nichts
geschehen, und somit diesem Kriegseintritt
die Zustimmung gibt.

Wo bleibt  der Aufschrei friedensbewus-
ster sozialistischer Menschen ‚NIE WIEDER
KRIEG‘?

Wie kann man das Leid unschuldiger
Menschen mit noch größerem Leid anderer
unschuldiger Menschen beenden wollen.

Der Schaden für Deutschland ist uner-
messlich. Die Kriegs- und Kriegsfolgekosten
werden gewaltig sein.”

Es ist in der SPD nicht das erste Mal, dass

ein Genosse bei einer Versammlung spontan
seinen Austritt erklärt. In diesem besonderen
Fall war dieser Schritt eines Mitgliedes kurz
vor seiner 50-jährigen Parteizugehörigkeit
ein Aufschrei.

Es ist unfair, diesen verzweifelten Schritt
zum Anlass für eine Darlegung einer abstru-
sen Kriegslogik zu verwenden. “Auch ist das
Fehlen eines UN-Mandats als Begründung
nicht überzeugend. Denn ein Krieg mit UN-
Mandat (...) ist nicht weniger schrecklich.”
(Leserbrief Wilde)

Dass Kriege auf jeden Fall schrecklich
sind, weiß der so Belehrte genau. Er hat den
2. Weltkrieg mit Bombenhagel selber erlebt,
hat die Bilder der Flüchtlingstrecks  aus
Ostpreußen und Schlesien und die radikale
Vertreibung Deutscher aus diesen Gebieten
immer noch vor Augen, hat im Verwandten-
und Bekanntenkreis liebe Menschen verlo-
ren. Heute ist er zwar nicht mehr SPD-
Mitglied, aber aktives Mitglied der Deut-
schen Friedensgesellschaft, der Freien
Humanisten und der Naturfreunde. Der ihn
da belehrt, war bei Kriegsende gerade eben
schulpflichtig und kennt Krieg vom takti-
schen Schiffe-Versenken auf Seekarten.

“Wenn wir wirklich den Frieden wollen,
müssen wir daher dieser Regierung den Rük-
ken stärken. Dies war auch die überwiegende
Meinung der versammelten Mitglieder”, so
schließt Wilde seinen Leserbrief. Selbst wenn
letzteres stimmen würde, könnte man nicht
ohne Diskussion den Schluss ziehen, dass
der ausgetretene Genosse “das falsche Si-
gnal” setzt. Es stimmt jedoch auch nicht.
Nach der Austrittsbegründung des alten Ge-
nossen herrschte betretenes Schweigen. Die
viel gepriesene Streitkultur hat in der Wil-
helmshavener SPD immer noch kein Zuhause
gefunden. Selbst der auf der Versammlung
anwesende UB-Vorsitzende Norbert Schmidt
blieb dem Genossen die Antwort schuldig
auf die Frage, warum der Unterbezirk keinen
Sonderparteitag einberufen habe, um über
den Krieg zumindest zu diskutieren. Immer-
hin ein Vorstandsmitglied äußerte sich: “Ich
habe das so noch gar nicht gesehen. Die
Worte des Genossen haben mich sehr nach-
denklich gemacht.”

Das SPD-Organ “vorwärts” zitiert einen
bedeutendes SPD-Mitglied anlässlich des-
sen 100. Geburtstags. “Wer nicht schießen
will, muss sprechen” hat Gustav Heinemann
einmal gesagt. Schade, dass man in der Wil-
helmshavener SPD schweigt. q

KRIEGSFOLGEN
NICHT NUR DIE GRÜNEN, SONDERN AUCH DIE SPD ERLEBT AUSTRIT-
TE WEGEN DES KOSOVO-KRIEGES

(ef/noa) Am 8.6.99 veröffentlichte die “Wilhelmshavener Zeitung” den Leserbrief
von Dieter Wilde “zur politischen Auseinandersetzung um den Kosovo-Krieg in den
Reihen der Wilhelmshavener Sozialdemokraten”. Der Fregattenkapitän a.D. bezieht
sich darin auf ein Mitglied, das wenige Tage zuvor bei der Mitgliederversammlung
der SPD-Ortsvereine Altengroden und Neuengroden seinen Austritt verkündet hatte.
Er belehrt den ehemaligen Genossen (und die WZ-Leserschaft) über seinen “Irrtum”:
Die Vokabel “Angriffskrieg” sei “abwegig”, da mit diesem Angriff keine territoria-
len, materiellen oder ideologischen Ziele verfolgt würden.

Anette Nowak und
Herward Meier

Legasthenietherapie
Lese-/Rechtschreibtraining
Diagnose und Beratung

Auskunft und Anmeldung
04421 - 99 64 70
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Die drei kennen sich gegenseitig nicht.
Was sie gemeinsam haben: Sie sind Sozial-
hilfeempfängerInnen, haben bis vor kurzem
in einem gemeinsamen Haushalt mit Partner
bzw. Familie gewohnt und mussten dort aus-
ziehen. Sie haben eine eigene Wohnung
gesucht und gefunden, für die in allen drei
Fällen das Sozialamt die Miete bezahlt.

Außer einer Wohnung können mittellose
Menschen auch Möbel und Hausrat bean-
spruchen. Wer aus dem elterlichen Haushalt
auszieht oder vom Partner aus der gemeinsa-
men Wohnung gewiesen wird, besitzt im
Allgemeinen diese Dinge nicht. In manchen
Kommunen bekommen die Hilfe Suchen-
den vom Sozialamt einen Scheck und können
sich das Benötigte kaufen. In Wilhelmsha-
ven gibt es das Möbellager des Diakonischen
Werkes. Hier bekommt man in einer solchen
Notsituation eine Wohnungseinrichtung,
wenn man einen Berechtigungsschein vor-
weisen kann. Den wiederum bekommt man
beim Sozialamt.

Man erhält ihn allerdings nicht, indem
man einfach seine Situation schildert und
seinen Bedarf anmeldet. Seit 1993 unterhält
das Sozialamt der Stadt Wilhelmshaven näm-
lich einen Prüfdienst. Er wurde eingerichtet
auf Initiative der CDU. Der Zweck des Prüf-
dienstes ist es, unberechtigten Bezug von
Sozialhilfeleistungen zu unterbinden. Mel-
det nun eine bedürftige Person ihren Bedarf
an Möbeln an, dann kommt – mal schneller,
mal weniger bald – ein Mensch vom Prüf-
dienst, besichtigt die leere Wohnung und
notiert, welche Möbel benötigt werden. Da-
nach erst gibt es den Berechtigungsschein,
mit dem der/die WohnungsinhaberIn zum
Möbellager gehen und sich Einrichtungsge-
genstände aussuchen kann.

Warum es in einem der uns bekannt ge-
wordenen Beispiele fast acht Wochen
dauerte, bis der Prüfdienst kam, ist nicht
festzustellen. Laut Auskunft des Sozialam-
tes vergehen in der Regel nur wenige Tage
zwischen der Antragstellung und der Über-
prüfung. Beantragt jemand, der seine
Wohnung tatsächlich schon bewohnt, eine
neue Waschmaschine, dürfte es wohl auch
nicht schwer sein, ihn in seiner Wohnung
anzutreffen. Findet der Außendienstmitar-
beiter des Prüfdienstes niemanden vor,
hinterlässt er eine Terminkarte. Ob es bei
Frau J. und bei Frau W. daran scheiterte, dass
der Sozialamts-Angestellte den angekündig-
ten Termin nicht einhalten konnte (was bei
dieser Art von Tätigkeit bestimmt oft vor-
kommt) und die Frauen das Warten zu schnell

aufgegeben haben, ob sie eine Karte zu spät
vorgefunden haben, weil sie nicht täglich zu
ihren leeren Wohnungen gegangen sind, ob
sie ihrerseits einen Termin verpasst haben,
wissen wir nicht. Sven K. jedenfalls wartete
zwei Wochen lang in seiner Wohnung. Und
das deutet darauf hin, dass es doch nicht
immer so prompt klappt, wie man uns gesagt
hat.

Fragt sich, warum in Fällen wie diesen
der Prüfdienst überhaupt tätig werden muss.

Nach der Mai-Sitzung des Sozialaus-
schusses war in der Lokalpresse zu lesen,
dass der Dienst sich lohne: “Eine weitaus
positivere Bilanz als erwartet kann der Bera-
tungs- und Prüfdienst der Stadt Wilhelms-
haven aufweisen. Dieses hat das Mitglied
des Ausschusses für Soziales und Gesund-
heit, CDU-Ratsherr Helmut Möhle festge-
stellt. ... Fazit von Helmut Möhle: Seit dem
Jahr 1993 wurden über fünf Millionen DM
beim Sozialamt eingespart.” (JeWo vom
1.6.99)

Welchen Anteil dieser stolzen Summe
hätten die Menschen, die mit Hilfe des Sozi-
alamts einen eigenen Haushalt gründeten,
ohne Überprüfung unrechtmäßig gekostet?
Und: Stimmt diese beeindruckende Zahl
überhaupt?

Die über 5 Millionen DM ergeben sich
aus der Aufsummierung der einzelnen Jah-
resberichte des Beratungs- und Prüfdienstes.
Für das Jahr 1998 weist der Bericht (siehe
Kasten) eine Einsparung von 1.186.188,79
DM aus. In diesem Betrag ist über eine halbe
Million DM “Hochrechnung aus 1997” ent-
halten. Es sind die Sozialhilfeleistungen, die
HilfeempfängerInnen 1998 bekommen hät-
ten, wären sie nicht in den letzten Wochen

1997 aufgrund einer Überprüfung aus dem
Leistungsbezug gefallen. Dabei wird unter-
stellt, dass Sozialhilfeempfänger, die eine
Arbeit aufgenommen haben, sich aber nicht
prompt beim Sozialamt abgemeldet haben,
das ganze folgende Jahr weiterhin zusätzlich
zu ihrem Lohn die Hilfe zum Lebensunter-
halt bezogen hätten. Zieht man diese etwas
fragwürdige Zahl ab, wird die Einsparung
fast halbiert.

Überdies nennt die Auswertung nur die
Brutto-Einsparung. Die vier Angestellten des
Beratungs- und Prüfdienstes fahren nicht
nur Geld ein, sondern kosten auch Gehalt
und verbrauchen Material. Für die Personal-
und Sachkosten können etwa 300.000 DM
im Jahr veranschlagt werden.

Der Punkt 3 der Einsparungen kann dem
Prüfdienst eigentlich nicht als Verdienst an-
gerechnet werden. “Kürzungen bei gemein-
nütziger Arbeit” heißt: Hilfeempfänger, die
aufgefordert werden, für eine Aufbesserung
ihrer Sozialhilfe um 2 DM/Stunde gemein-
nützige Arbeit zu leisten, dieser Aufforderung
aber nicht nachkommen, erleiden eine Kür-
zung ihrer Bezüge um 25 % - um solche

5 MILLIONEN GESPART?
DER PRÜFDIENST DES SOZIALAMTS SOLL SOZIALHILFEMISS-
BRAUCH STOPPEN UND BRINGT GELEGENTLICH MENSCHEN IN
UNWÜRDIGE SITUATIONEN

(noa) Zwei Wochen lang schlief Sven K.* in einer absolut leeren Wohnung auf dem
nackten Fußboden, hatte nicht einmal eine Decke.  Ursula W.* konnte ihre neu
angemietete Wohnung sechs Wochen lang nicht benutzen, weil sie keinerlei Einrich-
tungsgegenstände besaß. Und Marina J.* pendelte fast zwei Monate lang zwischen
ihrer leeren Wohnung und diversen Bekannten hin und her.

Einsparungen durch Prüfdienst

1.186.189
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Prüfdienst
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Gesamteinsparungen 1998

Leistungseinstellung wegen
anderweitiger

Arbeitsaufnahme

Kürzungen bei
gemeinnützigen Arbeiten

Laufende Leistungen

Einmalige Beihilfen
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Leute zu “erwischen”, muss der Prüf-
dienst jedoch nicht tätig werden.

Fälle wie die eingangs erwähnten tau-
chen, wenn überhaupt, unter Punkt 1
(einmalige Beihilfen) auf. Zu diesem
Punkt gehören auch defekte Haushaltsge-
räte, bei denen der Prüfdienst feststellt,
dass sie nicht teuer ersetzt werden müs-
sen, sondern preiswert repariert werden
können. Die an einmaligen Beihilfen ein-
gesparte Summe entspricht etwa 200 auf
diese Weise für den weiteren Gebrauch
geretteten Waschmaschinen.

Bei allem Verständnis für die schwie-
rige Haushaltslage Wilhelmshavens: Es
fällt schwer, einzusehen, warum Men-
schen zwei Wochen oder länger ohne Bett
und Kochtopf leben müssen, wenn dieser
unwürdigen Situation eine Entlastung des
Sozialhilfeetats um wenige DM entge-
genstehen.

*Die Namen wurden geändert. Die betreffen-
den Personen sind der Redaktion bekannt.

Auswertung der Tätigkeit des
Beratungs- und Prüfdienstes

1998

2.071 Prüfaufträge wurden erteilt; davon
wurden in 459 Fällen Einsparungen er-
reicht.

Insgesamt wurden durchgeführt:
1.483 Bedarfskontrollen,
248 Untersuchungen wegen vermuteter
eheähnlicher Gemeinschaften,
281 Hausbesuche aufgrund unklarer Miet-
und Wohnverhältnisse,
18 Hausbesuche aufgrund vermuteter Ne-
benverdienste,
41 sonstige Kontrollen.
Ergebnisse der Prüfungen: Siehe neben-
stehende Tabelle

Der Name Beratungs- und Prüfdienst
scheint angesichts des Berichts und der
uns bekannt gewordenen Fälle eher kos-
metisch als realistisch zu sein.

Bislang war das Aufgabengebiet der im
Juli 1993 gegründeten Abfallwirtschaftsge-
sellschaft (AWG) auf die Beseitigung bzw.
Verwertung von Baurestmassen beschränkt.
76 % der Anteile waren in städtischer Hand.
Die Schortenser Gesellschaft für Material-
kreislauf- und Abfallwirtschaft mbH & Co.
KG (GMA) hielt lediglich 24 % der Anteile.
Durch die vom Rat beschlossene so genann-
te Neustrukturierung der AWG fallen der
privaten GMA 49 % zu. Das Aufgabengebiet
der AWG wird erheblich erweitert

Zukünftige Aufgabengebiete der AWG:
* der Betrieb von Abfallbeseitigungsan-
lagen
* die Aufbereitung und Verwertung von
Baurestmassen
* die Erfassung und Verwertung von Pflan-
zenabfällen
* die Erfassung, Aufbereitung und Ver-
wertung von Gewerbe- und Bauabfällen...
* die Erfassung von Abfällen zur Verwer-
tung aus privaten Haushalten, Gewerbe
und Industrie
* Reinigungs- und Unterhaltungsdienste
* die verwertungsorientierte Einsamm-
lung sperriger Abfälle
* die  Vorbehandlung von Restabfällen

Oberstadtdirektor Arno Schreiber ver-
weist in einem Schreiben an den Dienst-
stellenpersonalrat der WEB Detlef Schue
darauf, dass ”der Gesetzgeber Abfälle aus
der alleinigen Zuständigkeit der Kommune
herausdefiniert“. Diese, so Schreiber, sollen
durch Reformierung der AWG ”in einer kom-
munal bestimmten, privaten Gesellschaft in
Wilhelmshaven gehalten werden”. In dem
von der Stadt Wilhelmshaven und der GMA
auf Grund der Anteilsumverteilung und Fest-
legung der Aufgabenbereiche der AWG zu
schließenden Vertrag sehen Stadt und GMA
”in der gemeinsamen Ausweitung der bishe-
rigen Aktivitäten der AWG eine gute
Grundlage, zusätzliche Arbeitsplätze in Wil-
helmshaven zu schaffen...” Auch ÖTV-Ge-
schäftsführer Jürgen Harms verweist gegen-
über dem Gegenwind darauf, dass auch nach
Anteilsumverteilung die öffentliche Hand in
dieser Abfallwirtschaftsgesellschaft die
Mehrheit behält. Dies sei, so Harms, in vie-
len anderen Kommunen schon nicht mehr
der Fall.

Auf Grund oben genannter Veränderun-
gen lud Dr. Jens Graul u. a. den ÖTV-Sekretär
Michael Ramke und den ÖTV-Geschäfts-
führer Jürgen Harms zu einem vertraulichen
Gespräch ein. Harms: ”Wir sind wegen der
bei der AWG zu erwartenden Personalent-
wicklung gefragt worden, ob die ÖTV sich
vorstellen kann, die tariflichen Interessen
der AWG-Kollegen zu vertreten. In diesem
Zusammenhang von Verrat gegenüber den
ÖTV-Mitgliedern zu sprechen, ist schon star-
ker Tobak.”

Jürgen Harms bedauert insbesondere auch
die Art und Weise der Auseinandersetzung.
Über einzelne Schritte der WEB-Kollegen
habe er ”erst aus der Presse” erfahren. Ein für
Gewerkschafter ”unüblicher Umgang”, der
”der gewerkschaftlichen Sache insgesamt
Schaden zufüge.” Im Jeverschen Wochen-
blatt vom 19. Juni 1999 sprach Harms von
Anschuldigungen, die ”schon unter die Gür-
tellinie (gehen)”, und drohte entsprechende
Folgen an.

Der Gegenwind sprach mit dem Dienst-
stellenpersonalratsvorsitzenden der Wil-
helmshavener Entsorgungsbetriebe Detlef
Schue über die Befürchtungen der WEB-
Kollegen hinsichtlich der jetzt eintretenden
Veränderungen bei der Abfallentsorgung.

Gegenwind: Die Abfallwirtschaftsgesell-
schaft (AWG) wird neu strukturiert, die
Anteile der Gesellschaft neu verteilt. Was
passiert da aus deiner Sicht überhaupt?

Schue: Für mich ist nicht nachvollzieh-
bar, dass man jetzt der GMA 49% der Anteile
gibt und sie mehr oder weniger als gleichbe-
rechtigten Partner in die Abfallwirtschafts-
gesellschaft holt. Die Gründe dafür kenne
ich nicht. Der Werksleiter der WEB Franz
Neugebauer wird gleichzeitig Geschäftsfüh-
rer der AWG. Der Aufsichtsrat der AWG
setzt sich zukünftig unter anderem zusam-
men aus Dr. Jens Graul, Hans Gabriels und
Heinz Weerda. Also alles Leute, die auch im
Werksausschuss der Wilhelmshavener Ent-
sorgungsbetriebe (WEB) sitzen. Die perso-
nellen Entscheidungen sind m. E. so getrof-
fen worden, weil man zukünftig Aufgaben-
bereiche von der WEB an die AWG ver-
schieben will. Aus der Belegschaft werden
schon Äußerungen wie ‘Müllmafia-Versor-
gungsbetriebe’ und ‘die Fortsetzung vom

MUSIKKNEIPE IM SÜDEN
DER STADT

Mainstraße 22, Wilhelmshaven
Öffnungszeiten: tägl. ab 20.00 Uhr

“STARKER TOBAK”
DIE AUSEINANDERSETZUNGEN UM DIE NEUGESTALTUNG DER AB-
FALLWIRTSCHAFTSGESELLSCHAFT (AWG) VERDEUTLICHEN TIEF
SITZENDE DIFFERENZEN ZWISCHEN PERSONALRÄTEN DER STADT
UND DER ÖTV-FÜHRUNG

(ub) Die Beschlüsse des Wilhelmshavener Stadtrates bezüglich der Neustrukturie-
rung der Abfallwirtschaftsgesellschaft (AWG) haben die Müllwerker der
Wilhelmshavener Entsorgungsbetriebe (WEB) in helle Aufregung versetzt. Sie
fürchten, dass ihnen erst die Arbeit weggenommen wird und dann unvermeidlich
Arbeitsplätze bei den WEB abgebaut werden. Ihr Zorn richtet sich jetzt aber gegen
ihre Gewerkschaftsvertretung. Von Vertrauensbruch, gar Verrat ist die Rede. Der
Gegenwind sprach mit dem Personalratsvorsitzenden der WEB Detlef Schue und
dem ÖTV-Geschäftsführer Jürgen Harms.

➜
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F Ständige Termine E
Wilhelmshavener Gruppen und Verbände

 ADFC (Allgemeiner deutscher Fahrrad-CLUB) Kreis-
verband Wilhelmshaven: Treffen jd. 1. Mi im Monat,
20 Uhr, Ruscherei. Kontakt: 04421-83221.

AKTIONSGEMEINSCHAFT GEGEN MÜLLVERBREN-
NUNG: Kontakt: Tel. 303688 oder 34734.

amnesty international (ai):  jd. 1. und 3. Do. ab 19.00
Uhr, Treffen für Mitglieder, FörderInnen und Interessier-
te, Kommunikationszentrum Perspektive", Freiligrath-/
Ecke Schellingstr., WHV (keine Treffen im August)

ANTIFASCHISTISCHES BÜNDNIS WILHELMSHA-
VEN:  Mi. 20 Uhr, Will-Bleicher-Zentrum, Gewerk-
schaftshaus, Kieler Str. 63.

ARBEITSKREIS SEXUALISTISCHER MACHTMISS-
BRAUCH IN THERAPIE UND BERATUNG: c/o
Schlüsselblume, Tel. 12984.

ARBEITSLOSENINITIATIVE: Beratung: Mo 9-13, Do
9-13 + 16.30-18.30 Uhr u. nach Absprache; Treffen jd.
2. Di im Monat, 10 Uhr; jeweils im Gewerkschaftshaus,
Kieler Str. 63. Tel. 180130 u. 180131, Fax: 180139

ARBEITSPLATZINITIATIVE FÜR FRAUEN:  Mühlen-
weg 67; Tel. 305966; Beratungszeiten: Mo.-Do. 8-17
Uhr, Fr. 8-12.30 Uhr

AUSLÄNDERBEIRAT DER STADT:  Rathausplatz, Ein-
gang Passage, Zi. 26, Tel. 161281

BUND FÜR UMWELT UND NATURSCHUTZ IN
DEUTSCHLAND (BUND):  KG Wilhelmshaven Jd. letz-
ten Di. im Monat 20 Uhr, Rüstersieler Hof, Kontakt:
04421-82352 u. 81307.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  Grünes Büro, Ulmenstr.26;
Tel.: 37120; Bürozeiten: Mo.-Do. 16 - 18 Uhr. Kommu-
nal AG: montags vor der Ratssitzung. Mitglieder-
versammlung siehe Aushang am Büro und Presse

BÜRGERINITIATIVE GEGEN AUSLÄNDERFEIND-
LICHKEIT (BIGAF):  Tel. 44044

BÜRGERINITIATIVE UMWELTSCHUTZ WILHELMS-
HAVEN (BUW):  H. Klöpper, Tel. 04421 44000

DFG/VK:  Jd. Di um 20 Uhr im TARISH

DGB-SENIOREN: Jd. 1. u. 3. Mi im Monat, 15.30 Uhr,
AWO, Papingastr.

EV. ENTWICKLUNGSHILFEKREIS:  jd. 2. +. 4. Mo. (au-
ßer Ferien und Feiertage) um 19.30 Uhr im Gemein-
dehaus Heppenser Str. 29, Tel 83305

FRAUENCAFÉ "BACKSTUBE":  jd. 3. Sa. ab 17 Uhr
Buchladen "lesen und schreiben", Albrechtstr. 10

FRAUENHAUS:  "Frauen in Not" Tel 22234, Tag- und
Nachtbereitschaft

GEGENWIND: Tel.04421/994 990-Fax: 04421/ 994 991;
email: gegenwind.whv@t-online.de

GRAUE PANTHER:  Jd. Mo. ab 16 Uhr, Kirchreihe 18a.

GREENPEACE:  jd. Di. um 20 Uhr Jugenzentrum Krä-
henbusch

HOSPIZ-INITIATIVE: Kirchreihe 102, Tel.: 04421/
745258; Mo., Mi. u. Fr.: 9-12 Uhr; Do.: 15-18 Uhr; An-
sprechpartnerin; Sieglinde Pfaff

JUSOS IN WHV:  jd. Do. im Seminartrakt des SPD-Bür-
gerbüros

LANDESARBEITSGEMEINSCHAFT "ROCK" e.V. Re-
ginalbüro Wilhelmshaven Dates telefonisch vereinbaren!
Fon: 44149, Fax: 42773, Nottelefon: 0171 6444554,
eMail: andreas.kout@t-online.de

PAVILLON:  Blumenstr. 15-17; Mo.-Fr. 14-21 Uhr

PROBLEMTELEFON-TELEFONSEELSORGE: rund
um die Uhr: 0800-111 0 111 (gebührenfrei)

PRO FAMILIA:  Schwangerschaftskonflikte, §218, so-
ziale und psychologische Beratungsstunden für
Jugendliche und Erwachsene, Peterstr. 47, Tel. 25080

RADIO JADE:  Jd. 1. Dienstag im Monat ab 18.30 Uhr:
Studiobesuch für Interessierte

RAN (Regionale Arbeitsstelle zur beruflichen Einglie-
derung junger Menschen in Niedersachsen) Büro:
Paul-Hug-Str. 60, Tel.: 13 66 66, Fax: 13 66 01, Mo.-Do.
von 9-12 und 14-17 Uhr sowie nach Vereinbarung

SCHLÜSSELBLUME e.V.: Beratungs-, Kontakt- und
Informationsstelle gegen sexuelle Gewalt an Mädchen
und Jungen; Weserstr. 192; Tel. 201910.

SCHWULENGRUPPE:  (Wilhelmshaven-Nordsee) c/o
Wolfgang Rothoff, Oststr. 5, 26384 Wilhelmshaven, Tel.:
04421/996513, Fax: 996514; email: sgn_whv@t-
online.de; Homepage: http://www.WestHollywood/
village/6031/sgn.html

SELBSTHILFEGRUPPE SUCHTKRANKER FRAUEN:
jd. Mo 19.30 Uhr, Diakonie, Werftstr. 71. Kontakt: 303664
o. 74252.

SJD/DIE FALKEN:  jd. Di. 19.30 Uhr, Jugendheim Kir-
chreihe 18a

SOS-BERATUNGSSTELLE UND WOHNGRUPPE für
Jugendliche und junge Erwachsene: Danziger Str. 31;
Tel.: 12711; Putziger Str. 3; Tel.: 53313; Termine nach
Vereinbarung

STADTSCHÜLERRAT:  Jd. 1.+ 3. Mo. im Monat (außer
Ferien) 16-17 Uhr Jugendheim Kirchreihe 18a;

STILLGRUPPE im St Willehad-Hospital; Mi. 10-11.30
Uhr, Wochenstation, Raum 549

TEESTUBE BANT:  Teestube der evang. Jugend Bant,
Werftstr. 75; Di. und Do. 15 - 19.00 Uhr, Fr. 15 - 20.00
Uhr, Tel.: 26255

TERRE DES HOMMES: AG Wilhelmshaven, Kontakt:
04421/81200

TIERRECHTSBEWEGUNG:  Hauptstr. 2, Middelsfähr;
Tel. 04421/701055; Treffen am letzten Sonntag im Mo-
nat im Spectakel, Rheinstr.

VERBAND ALLEINERZIEHENDER MÜTTER UND VÄ-
TER: Treffen mit Kids jd. So. um 15.00 Uhr, Kirchreihe
18a; Kontakt: Tel.: 04421/31007

VVN-BUND DER ANTIFASCHISTEN:  jd. 1. Mo. 20 Uhr
Jugendheim Kirchreihe 18a

WENDEPUNKT E.V. Sozialpädagogische Familienhil-
fe, Erziehungsbeistandschaft, soziale Gruppenarbeit
nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz, Rheinstr. 168,
Tel.: 204066

WILHELMSHAVENER AIDS-HILFE:  Bremer Str. 139;
Tel. 21149 (Büro); Öffnungszeiten Mo-Fr 10-16 Uhr,
Offenes Café Mo-Fr 13-16 Uhr, tel. Beratung unter 19411
Mo-Fr 10-16 Uhr; persönl. Beratung u. Gruppenveranst.
nach Absprache.

WILHELMSHAVENER HELFEN:  Annahmestelle für
Kleidung, Wäsche, Spielzeug, Haushaltsgegenstände,
Kleinmöbel, Kontakt: Isolde Stump, Rosenstr.7, Tel.:
33682

WILHELMSHAVENER MUSIKINITIATIVE e.V.:  Ban-
ter Deich 8 (MusikerInnenhaus beim Pumpwerk) 26382
Whaven, Kontakt: André Schulze, Andreas Koût,
Mo.&Fr. 10.00 - 14.00 Uhr, Mi. 11.00 - 18.00 Uhr, Tel.
44699, Fax: 994378, Nottelefon: 0171 6444554, eMail:
wilhelmshavenermusikinitiative@t-online.de

WILLI-BLEICHER-ZENTRUM:  Mo.-Do. 19-22 Uhr, Ge-
werkschaftshaus Kielerstr. 63

Wir bitten die aufgeführten Gruppen gegebenenfalls um Korrekturen. Sie
wollen mit aufgenommen werden? Rufen Sie uns an oder senden Sie uns

eine eMail: gegenwind.whv@t-online.de

Günstiges Baugeld

Zins p.a.: 5,05 % bei 100 % Auszahlung
Zinsfestschreibung: 10 Jahre
anfänglich effektiver Jahreszins: 6,35 %

oder

Zins p.a.: 5,17 % bei 100 % Auszahlung
Zinsfestschreibung: 5 Jahre
anfänglich effektiver Jahreszins: 5,51 %

(freibleibendes Angebot)

Die Tilgung kann mit Lebensversicherungen
der VPV VERSICHERUNGSGRUPPE

erfolgen

Weitere Konditionen auf Anfrage

Ihr Ansprechpartner:
Holger Janßen Tel.: 04421 / 81144

VERSICHERUNGSGRUPPE

mailto:gegenwind.whv@t-online.de
mailto:andreas.kout@t-online.de
mailto:sgn_whv@t-online.de
mailto:sgn_whv@t-online.de
http://www.WestHollywood/village/6031/sgn.html
http://www.WestHollywood/village/6031/sgn.html
mailto:wilhelmshavenermusikinitiative@t-online.de
mailto:gegenwind.whv@t-online.de
mailto:gegenwind.whv@t-online.de
mailto:andreas.kout@t-online.de
mailto:sgn_whv@t-online.de
mailto:sgn_whv@t-online.de
http://www.WestHollywood/village/6031/sgn.html
http://www.WestHollywood/village/6031/sgn.html
mailto:wilhelmshavenermusikinitiative@t-online.de
mailto:gegenwind.whv@t-online.de
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Noch eins drauf
Auslöser unserer Recherchen war ein

anonymer Brief gewesen, den das ehemalige
Vorstandsmitglied Peter Hopp von einer Tier-
heim-Mitarbeiterin erhalten hatte. Hopp
leitete das Schreiben an Behörden und Pres-
se weiter, um die darin vorgebrachten
Anschuldigungen gegen die Tierheim-Füh-
rung aufzuklären. Wozu auch wir unseren
Beitrag leisten wollten.

Reaktion 1 war ein weiterer Brief, worin
ein Vorstandsmitglied und eine Mitarbeite-
rin des Tierheims Peter Hopp mit Schelte
bezüglich seiner “Einmischung” in Tierheim-
angelegenheiten. bedachten. Wir fanden das,
vorsichtig ausgedrückt, schade. War und ist
es doch unser Anliegen, die persönlichen
Querelen, die seit Jahren die Arbeit des Tier-
schutzvereins belasten, als Hemmnis für eine
effektive Arbeit zu entlarven und zu schlich-
ten und gemeinsam mit den Beteiligten
konstruktiv in die Zukunft zu schauen - so-
wohl durch unseren Bericht als auch durch
das stattgefundene und weitere Gespräche
mit dem Vorstand. Der neue Brief, in dem es
wieder um zwischenmenschliche statt tieri-
sche Probleme geht, belegt, dass unser
Moderationsversuch vorerst gescheitert ist.

Vermeiden statt vermitteln, vermitteln
statt versorgen, versorgen statt verwah-
ren

Konstruktiv war hingegen die Rückmel-
dung einer unabhängigen Tierschutz-
organisation aus dem Umland. Diese war
über die Berichte in der WZ und im Gegen-
wind gestolpert und fand es unbegreiflich,
dass in einem großen Tierheim von überre-
gionaler Bedeutung eine Katzenepidemie mit
so verheerenden Folgen (80 Tötungen) über-
haupt ausbrechen konnte.

Wir dokumentieren hier einen Ausschnitt
der Ideen dieser Organisation, die sie selbst
seit einem Vierteljahrhundert erfolgreich in
die Tat umsetzt.

1. Vermeiden
Regelmäßig werden zusammen mit der

örtlichen Presse und Tierärzten “Kastrati-
onskampagnen” für Katzen durchgeführt.
KatzenhalterInnen wird verdeutlicht, dass
frei laufende Katzen rasch erschreckend mehr
Kätzchen hervorbringen, als sich für Mäuse-
fang oder als Hausgenosse verdingen können:
Der Weg ins Tierheim ist vorprogrammiert.
Für die Katzen von Rentnern und anderen
sozial und finanziell benachteiligten Haltern
übernimmt die Organisation die Kastrati-
onskosten.

2. Vermitteln
Über eine Anbieter- und Interessenten-

kartei werden Tiere direkt von einem zu
Hause ins andere vermittelt und ihnen so der

Aufenthalt im Tierheim erspart. Die Überbe-
legung der Tierheime wird eingedämmt und
damit die Gefahr von Epidemien und seeli-
schen Schäden für Tiere (und BetreuerInnen).

Mit den Abgebenden wird ein Zeitraum
(6-8) Wochen ausgehandelt, in dem die Or-
ganisation einen Interessenten findet. Diesem
wird verdeutlicht, was es heißt, ein Tier auf
Lebenszeit artgerecht zu halten bzw. die
Verhältnisse werden vor der Vermittlung
geprüft - denn ein Hund, der im Jahr viermal
neu vermittelt wird, macht sich nur in der
Statistik gut. Die Mitarbeiter besuchen ge-
meinsam mit den Interessenten die Anbieter.
Besteht Einigkeit, macht die Organisation
einen Zwischenvertrag, nimmt jedoch kein
Geld für die Vermittlung.

3. Versorgen
Problemtiere, die übergangsweise auf-

genommen werden, bis sie körperlich und
seelisch genesen sind, kommen zunächst 8
Wochen in Quarantäne - eine helle Box mit
großem Auslauf, in ausreichendem Abstand
zu anderen Tieren. “Ein Tierheim ist eigent-
lich eine große Quarantänestation und kein
Streichelzoo”, so eine Mitarbeiterin. Wenn
MitarbeiterInnen und sogar BesucherInnen
beliebig von einem Gehege zum anderen
wechseln und alle Tiere anfassen können,
fördert das vielleicht den spontanen (unaus-
gereiften) Entschluss, eines mitzunehmen -
aber es fördert vor allem die unkontrollierte
Ausbreitung von Krankheiten. Ihre Vision:
“Gemütliche Eingangsbereiche mit Grün-
pflanzen, in denen die Besucher gern
verweilen und die Tiere in ihren Ausläufen
hinter schützendem Glas ausgiebig beob-
achten können, bis sie sich entscheiden, eines
näher kennen zu lernen”.

Es ist der Expertin unverständlich, wieso
ein “Zweimillionenmarkstierheim” (Wil-
helmshaven) keine Quarantänestation hat,
“das ist das erste und wichtigste, was beim
Bau oder Ausbau berücksichtigt werden
muss.” Solch eine Station möchte der Wil-
helmshavener Tierschutzverein nach leid-
vollen Erfahrungen jetzt zwar mit Hilfe von

Spenden bauen. Tierarzt Dr. Siggel (Varel)
äußerte allerdings bei unserem Gespräch zum
letzten Artikel, dass diese Station bei dem
hiesigen Durchsatz an Tieren sehr groß sein
müsste. Unser Tierheim ist, so unsere Infor-
manten, wie die meisten ein typisches
Fundtierheim, das von und mit der Aufnah-
me von Fundtieren lebt. Für solche
Fundtierheime gibt es gesetzliche Vorschrif-
ten z. B. zum Flächenangebot und zu
Quarantäneeinrichtungen, die beim zustän-
digen Ministerium in Hannover zu beziehen
sind.

So genannte Futterspenden sind sorgfäl-
tig zu prüfen und ggf. zurückzuweisen - trotz
Schelte der “edlen Spender”, die oft auf
diese Weise abgelaufene Futterkonserven
und angeschimmeltes Trockenfutter entsor-
gen wollen. Schlecht ernährte Tiere sind
krankheitsanfälliger. Und noch einen “Haus-
haltstipp” gab es: Nichts ist schädlicher als
die viel beworbenen und verwendeten Hoch-
druckreiniger. In dem entstehenden Wasser-
Luft-Gemisch (Aerosole) können sich Krank-
heitskeime vom “gereinigten” Fußboden an
Wänden, Decken und Einrichtungsgegen-
ständen verbreiten. “Am besten sind Grüne
Seife und ein Schrubber, der sonst in Desin-
fektionsmittel steht - auch wenn einem
nachher alle Knochen wehtun”, so die Erfah-
rung der Organisation.

Das alles klingt nach einem großen Auf-
wand an Geld und Zeit - Mangelware im
Wilhelmshavener Tierheim. Und erst recht
bei der von uns zitierten Organisation, die
rein ehrenamtlich arbeitet und keinerlei öf-
fentliche Zuschüsse bekommt. Die Herange-
hensweise ist nur völlig anders, das Zauber-
wort heißt Logistik. Unser Tierheim gibt
jährlich etwa 25.000 DM für Futtermittel
aus, aber fast das Dreifache für Tierärzte und
Medikamente. In der Einrichtung “X” ver-
hält es sich eher umgekehrt - “Vorbeugen”
heißt die Devise.

Wir haben die Seriosität dieser Organisa-
tion und ihrer Einrichtung geprüft. Wer
dahinter steckt, müssen wir für uns behalten
- aufgrund deren schlimmer Erfahrungen
mit dem organisierten Tierschutz, der nicht
vor Repressalien verschiedenster Art zurück-
schreckt. Aus dem Gespräch sprangen uns
Weitsichtigkeit, Kreativität und globales
Denken entgegen, die wir uns von allen
Tierschützern wünschen würden.

Zumindest wünschen wir uns, dass die
(offensichtlich auch ohne institutionalisierte
Unterstützung umsetzbaren) Ideen unserer
Gesprächspartner von Wilhelmshavener
Tierschützern, aber auch Behördenvertre-
tern, Politikern und Medien gelesen, auf-
genommen und verwertet werden. Wir und
andere Ideengeber wollen die Arbeit des
hiesigen Tierschutzes nicht “herunterput-
zen”, sondern Wege aus einer Sackgasse
aufzeigen, in der weder Tiere noch Betreuer
glücklich sind. Wenn die Reaktion nur neu-
erliche Grabenkämpfe sind, wenn die
Botschaft immer noch nicht ankommt, wäre
es schade um den Platz, den wir dem Thema
eingeräumt haben. q

TIERMÜLLVERMEIDUNG
REAKTIONEN AUF UNSEREN TIERSCHUTZARTIKEL

(iz) Eigentlich wollten wir das Thema Tierschutz erst mal ruhen lassen und mögli-
cherweise positive Entwicklungen in Wilhelmshaven abwarten. Doch dann kamen
zwei Rückmeldungen auf unseren Beitrag “Katz und Maus” (Gegenwind Nr. 152),
die wir aktuell dokumentieren und kommentieren möchten.
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Denn einen mit öffentlichen Geldern ge-
bauten Hafenkörper JadePort durch Auf-
stellen eigener Massengut- bzw. Container-
brücken auszubauen, das könnte für
potentielle Hafenbetreiber als Ausgangs-
punkt offener Verhandlungen akzeptabel
sein. Die Autoren des JadePort Gutachtens
deklamieren jedenfalls, dass ein hiesiger
Container-Terminal - sollte er denn gebaut
werden - in erster Linie die Chance hätte, als
Umladestation zwischen Großcontainerschif-
fen (Jumbos) auf der Ostasienroute und
Zubringerschiffen (Feeder) im Skandinavi-
en- bzw. Baltikumdienst genutzt zu werden.

Die Begründungen dafür - Transportzu-
wachsraten erforderten mehr Schiffsliege-
und Lagerkapazität und die mit der Schiffs-
größenentwicklung steigenden Betriebskos-
ten tideunabhängige Fahrwasser - sind si-
cherlich richtig. Doch auch die etablierten
Häfen wollen in diesem Geschäft bleiben
und forcieren ihren weiteren Ausbau. Sie
sind aus Wettbewerbsgründen dazu gezwun-
gen, sich unter Missachtung des volkswirt-
schaftlichen Nutzens den von den Transpor-
teuren geforderten Strukturvorleistungen zu
unterwerfen. Und dementsprechend handeln
sie (bis kein Geld mehr dafür aufzutreiben
ist).

Aber auch die Reeder stehen unter Druck!
Um Wettbewerbsvorteile zu ergattern, stei-
gern sie unablässig die Transportleistung,
indem sie immer größere und schnellere
Containerschiffe in Fahrt bringen. Im Ge-
gensatz zu den öffentlichen Hafeninvestoren
müssen sie bei der Bauplanung allerdings
den wirtschaftlichen Grenznutzen bei den
Schiffsbetriebskosten beachten: Zum einen

die Abstimmung der Ladekapazität mit der
Menge der zur Beförderung bereitstehenden
Container. Und zum anderen die Optimie-
rung zwischen Kosten senkender Verkürzung
der Reisedauer und exponentieller Zunahme
des Brennstoffverbrauchs bei Erhöhung der
Schiffsgeschwindigkeit.

Eine dritte Möglichkeit der Leistungs-
steigerung bietet die Verkürzung der
Hafenliegezeiten.

Deshalb sind die Reeder bestrebt, die
Reiseroute bzw. die Reisedauer der Jumbos
auch dadurch zu verkürzen, dass sie mög-
lichst nur einen Haupthafen anlaufen, von
wo aus die Container kostengünstiger wei-
tertransportiert werden können. Darüber
hinaus suchen sie sich nach Möglichkeit den
schnellsten Hafen aus - also einen Hafen
ohne Wartezeiten und mit hoher Umschlag-
leistung. Nicht nur die tideunabhängige
Erreichbarkeit spielt dabei eine Rolle; mehr
noch die Garantie, dass bei Ankunft auch der
Liegeplatz frei ist und eine Vielzahl schnel-
ler rund um die Uhr arbeitender Container-
kräne die Liegezeit verkürzt. Bei Tagesko-
sten zwischen 50.000 und 70.000 $ können
bereits wenige Stunden Verzögerung emp-
findlich zu Buche schlagen. (Handelsblatt,
11.03.99)

Just to touch a port lautet daher die Ree-
derdevise. Und darauf müssen sich die Häfen
einstellen, wenn sie die Schiffe halten oder
neue anlocken wollen. Denn die Hafenkon-
kurrenz in der Nordrange zwischen Antwer-
pen und Hamburg ist groß. Sie wird - was die
Infrastruktur und die (bezuschusste) Supra-
struktur betrifft - weder unter betriebswirt-
schaftlichen noch unter ordnungspolitischen
Gesichtspunkten betrieben. Vielmehr ist die
so genannte Bürgermeisterkonkurrenz der
Motor spekulativer Hafenerweiterungen -
Investor ist der Steuerzahler. Ergebnis sind
nicht selten schlecht ausgelastete Liegeplät-
ze und verschwendete Landschaft. Letztere

verschwindet auf diese Weise unter dem
Asphalt schlecht ausgelasteter Containers-
tellplätze.

Aus dem Entwurf Gemeinsame Plattform
für die Seehafenpolitik in Deutschland
und der EU des Bundesverkehrsministe-
riums:
- Die Hauptzuständigkeit für die deut-
schen Seehäfen liegt nach dem Grund-
gesetz bei den Ländern; dem Bund obliegt
neben den beteiligten Ländern die Vor-
sorge für die Erhaltung und Leistungs-
fähigkeit der Seehäfen.
- Bund, Länder und Kommunen lassen
sich bei der Verfolgung gemeinsamer Zie-
le vom Grundsatz des fairen und lauteren
Wettbewerbs leiten. (...)
- Die Vorhaltung der Infrastruktur ist
öffentliche Aufgabe, die sich durch schiffs-
eigene Entgelte nicht refinanzieren lässt.
(...)2

Würden die damit verbundenen Struk-
turmaßnahmen den Transportkosten zuge-
rechnet, dann würde mit Sicherheit so man-
che Fahrwasservertiefung oder Hafenerwei-
terung geringer ausfallen oder ganz unter-
bleiben. Dies wiederum hätte Rückwirkun-
gen auf die Transportlogistik. Aber solange
der Steuerzahler für eine unregulierte, sich
den Reederinteressen unterordnende Hafen-
politik zur Kasse gebeten werden kann, bleibt
es bei dieser volkswirtschaftlichen Schiefla-
ge.

Ein bezeichnendes Licht auf die Rosi-
nenpickerei der Reeder am Nordsee-Buffet
wirft der Hafenumzug der Reederei Maersk:

Gastbeitrag

JUMBO TOUCHIERT
JADEPORT
JADEPORT: UNVERZICHTBARE NATIONALE AUFGABE ODER ZUSÄTZ-
LICHES HÄPPCHENANGEBOT FÜR WÄHLERISCHE REEDERGAUMEN
AM NORDSEE-HAFENBUFFET?

Wilhelmshaven bietet Investoren mit dem Projekt JadePort weltweit die einmalige
Möglichkeit, in Deutschland einen Container- und Mehrzweckhafen nach eigenen
Vorstellungen zum eigenen Nutzen auszubauen und selbstverantwortlich zu betrei-
ben.1 Dieses vom WHV-Präsidenten John H. Niemann autorisierte Angebot wird
sicher Eingang in die Notizbücher der internationalen Transportwirtschaft gefunden
haben.

SUSANNES OHRRING
Gökerstr. 39 Tel+Fax 31880

NEUER
MONDSTEINSCHMUCK

WUNDERSCHÖNE
HANFWESTE 119.-

Luftigleichte
Wickelröcke 38.-

Durchgehend geöffnet
9.30 - 18.30

sa. 9.30 - 13.00

✩✩✩✩✩
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Als Hamburg sich weigerte, ihr Exklusiv-
rechte über ein Stück Terminal zuzugestehen,
verhandelte sie mit Bremen. Dort ging man
auf die Reederwünsche ein. Maersk und das
Transportunternehmen Sea-Land - die bei-
den bilden zusammen die weltgrößte
Reeder-Allianz in der Containerschifffahrt -
haben sich daraufhin auf einem Teilstück
des Bremerhavener Container Terminals
(CT) niedergelassen. Sie sind jetzt offenbar
dazu in der Lage, den CT-Betrieb ganz mit
den Fahrplänen ihrer Schiffe in Einklang zu
bringen und dadurch zu verhindern, dass
reedereifremde Schiffe ihnen dort die Liege-
plätze streitig machen können.

Zwar herrscht über die Woche gesehen
weiß Gott kein Gedränge an den CTs. Aber
der Verkehrsfluss verläuft nicht gleichmä-
ßig sondern stoßweise (und das hat wiederum
etwas mit den immer größer werdenden Jum-
bos zu tun!). Da der Stoßverkehr zu
Warteschlangen an bestimmten Wochenta-
gen führen kann, ist es natürlich für einen
Reeder von Vorteil, Exklusivrechte über ein
Stück Terminal zu besitzen.

Doch solche Regelungen fördern nicht
gerade die Kaiproduktivität, bzw. den Aus-
lastungsgrad der Umschlageinrichtungen,
denn die anderen Reeder werden nicht hint-
an stehen wollen. Und damit sie nicht
abwandern, muss dann der Terminal eben
für einige hundert Millionen Mark vergrö-
ßert werden.3 Im Falle einer weiterhin so
maßlos angebotsorientierten Hafenpolitik
wäre es denkbar, dass sich die Ressourcen-
und Steuerverschwendung mit dem Bau ei-
nes JadePorts fortsetzten ließe...

Ein zur Bewirtschaftung feilgebotener
JadePort könnte in solchem Falle einen Ree-
der durchaus dazu bewegen, dort ein
Teilstück (mit Erweiterungsoption) zu bele-
gen, wenn er dadurch die vorrangige
Abfertigung seiner Schiffe und seiner La-
dung sicherstellen könnte.

In Anlehnung an die von Maersk/Sea-
Land angekündigte Kaiproduktivität -
Verdoppelung des Jahresumschlages auf
400.000 Container (TEU)4 in wenigen Jah-

ren am 600 Meter langen North Sea Termi-
nal Bremerhaven (NTB)5 - wäre folgendes
Szenario denkbar:

Ein im Haus- zu Hausverkehr zwischen
Ostasien und Nordosteuropa tätiges Trans-
portunternehmen mietet im JadePort ein 600
Meter langes Stück Stromkaje mit rückwär-
tiger Stellplatzfläche. Alle 14 Tage kommt
ein Jumbo teilbeladen mit 4.500 TEU. Von
denen werden 3.000 Stück auf drei Zubring-
erschiffe umgeladen, die zwischen Skandina-
vien bzw. dem Baltikum und der Jade hin-
und herpendeln. Die restlichen 1.500 gehen
ins Binnenland. Die Zubringer haben aber
auch 3.000 Transitcontainer für den Jumbo
(zum Weitertransport nach Ostasien) mitge-
bracht. Außerdem lädt der Ozeanriese noch
1.500 Exportcontainer aus dem Binnenland

zu. Es werden also im Zwei-Wochen-Ryth-
mus 15.000 TEU umgeschlagen bzw.
390.000 TEU pro Jahr.

Das wäre - bei 10 Tonnen Gewicht pro
TEU - ein Jahresumschlag von 3,9 Millionen
Tonnen. Sicher ein gern wahrgenommener
Anlass für kommunale Schwergewichte, mal
wieder einen neuen Rekord auszuposaunen.
Aber bei nüchterner Betrachtung: Welche
wertschöpfenden Arbeitsleistungen stecken

Schiff Schiff

löschen 4.500 3.000 7.500
laden 4.500 3.000 7.500

Antransport 1.500

Abtransport 1.500

Gesamt 9.000 6.000 15.000 3.000 18.000

Pro Jahr 234.000 156.000 390.000 78.000 468.000

Container-Umschlag und Transporte in 14 Tagen
14-tägiger 
Umschlag 

in TEU

Gesamt-
schiffs-

umschla g

Gesamt-
Binnenland-

transport

Gesamter 
An- und 

Abtransport
1 Jumbo 3 Feeder

dahinter?
Um eine grobe Vorstellung darüber zu

gewinnen, nehmen wir einmal an, es ständen
acht Umschlagbrücken zur Verfügung, die
je 1,5 Minuten pro umgeschlagener TEU
benötigen. Dann würde die Ent- und Bela-
dung aller vier Schiffe 47 Stunden dauern.
Im Jahr wären die Umschlaganlagen bei ei-
nem 14-Tage Fahrplan demnach 51 Tage
ausgelastet - 314 Tage herrscht Stillstand an
der Kaje.

Nun prognostizieren die Verfasser der
JadePort Studie, dass - falls ihr Studienob-
jekt im Jahre 2006 betriebsklar wäre - schon
vier Jahre später ein Umschlagvolumen von
1,23 Millionen TEU erreicht werden könne.
Und wie viele Meter Stromkaje müssten
dafür zur Verfügung gestellt werden? Neh-

men wir dafür den NTB (s.o.) als Anhalts-
punkt:

Bei einer Kaiproduktivität von 400.000
TEU pro Jahr auf 600 Meter Kailänge (lt.
letzter vorliegender Hochrechnung werden
dort nur knapp 200.000 TEU erreicht6) wür-
den bis zum Jahre 2010 rund 1.850 Meter
Kaiplatz vom JadePort vergeben sein.

Für das Jahr 2020 rechnen die Gutachter
mit einem möglichen Umschlagvolumen von
4,13 Millionen TEU. Danach wären bis da-
hin gemäß vorstehender Berechnungsgrund-
lage 6.200 Meter Kaianlagen vergeben. Ein
JadePort mit dieser Kailänge passt aber nicht
mehr zwischen Niedersachsen- und WRG-
Umschlagbrücke, weil dazwischen ‘nur’
4.200 Meter Platz ist. Was tun?!

Wie eingangs erwähnt, soll der JadePort
als Mehrzweckhafen konzipiert werden, in
dem auch Massengut wie Erz und Kohle
umgeschlagen werden soll. Also Niedersach-
senbrücke abreißen und durch Verlängerung
der Stromkaje des JadePorts Richtung NWO
ersetzen? Wie viele Kaimeter müsste man
dann für den Massenguthafen einkalkulie-
ren? Platz für drei Massengutfrachter à 350
Meter Länge und für drei Binnenkähne à 110
Metern Länge? Wie auch entschieden wird:
Ein Betreiber würde sich sicherlich im An-
siedlungsvertrag eine Erweiterungsoption
nach Süden bis hart an die NWO-Umschlag-
brücke ausbedingen. Also kommt das GebietGeöffnet ab 20.00 Uhr

Kicke
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vor dem Rüstersieler Groden und dem Maa-
desiel für Containerumschlag kaum in Frage.

Also nach Norden expandieren! Aber
was soll dann aus der WRG-Umschlagbrük-
ke werden!? Auf Kosten des Steuerzahlers
abreißen und durch einen neu zu bauenden
Öl/Flüssiggas-Terminal in den JadePort in-
tegrieren? Ca. 300 Meter Kajenlänge für
zwei Tankerliegeplätze wären dafür erfor-
derlich. Außerdem würde die WRG mit
Sicherheit zusätzlich eine Bunkerstation für
Küstenschiffe und Binnentanker fordern;
Länge rund 100 Meter. Zusammen ergebe
das demnach etwa 400 Kaimeter für den
Umschlag von Ölprodukten.

Nördlich davon wären dann bis zur EVC-
Brücke noch etwa 1.600 Meter Platz. Doch
Halt: Da gibt es ja noch die Deutsche Flüs-
sigerdgas Terminal Gesellschaft (dftg)! Die
hat eine Baugenehmigung für eine 600 m
lange Umschlagbrücke für Flüssiggastanker
aus dem Jahre 1979 (neunzehnhundertneun-
undsiebzig). Diese soll südlich an die
EVC-Umschlagbrücke angefügt werden.
Daraus folgernd stehen - statt 1.600 Metern
- dort nur noch 1.000 Meter Containerkai zur

Verfügung.
Insgesamt könnte demnach vor dem Wil-

helmshavener Stadtgebiet ein Container
Terminal mit maximal 5.200 Meter Strom-
kaje angeboten werden - also 1.000 Meter zu
wenig. Insgesamt könnten für den JadePort
zwischen dftg und Maadesiel ca. 7.400 Kai-
meter angeboten werden.

Doch im Handelsblatt vom 11.03.99 muss
man dazu Folgendes lesen:

Die Marinestadt verfügt nicht nur über
eine tiefe Fahrrinne, sondern kann auch
einen 10 km langen und 2 km tiefen Küsten-
streifen zum Bau eines Containerhafens zur
Verfügung stellen. Wer hat dem Artikel-
schreiber das denn in die Feder diktiert -
haben einschlägige Informanten das Watt
zwischen Hooksiel und Schillig etwa gleich
mitverplant?!

Jochen Martin

1 Quelle: JadePort News Nr. 1; Herausgeber: Wil-
helmshavener Hafenwirtschaftsvereinigung (WHV)
2 Quelle: Deutsche Verkehrszeitung vom 09.12.97
3 Schon während des Baus des Bremerhavener CT 3
plante man eine Kaiverlängerung namens CT 4. Dann
kam Maersk von Hamburg nahm 600 Meter Kaiplatz
in Eigenbetrieb. Flugs wurde eine Verlängerung des
CT 3 für 190 Millionen Mark um 340 Meter Länge (CT
3A) beschlossen, während der CT 4 neu geplant wer-
den muß. (Die Zusammenhänge sind zwar nicht
nachweisbar, drängen sich aber auf.)
4 Ein 20 Fuß Standardcontainer = 1 TEU; Ein 40 Fuß
Standartcontainer = 2 TEU
5 Quelle: Premiere für Joint Venture in Bremerhaven
aus Deutsche Schiffahrts-Zeitung, 06.04.99
6 Quelle: Deutsche Schiffahrtszeitung, vom 06.04.99

Leserbrief
Sehr geehrte Damen und Herren!
In der Wilhelmshavener Zeitung, Seite 7,
vom 16. Juni 1999, ist dem Artikel “Auf-
regung um Grundstückskauf” zu ent-
nehmen, dass die Kosten der Wassertank-
beseitigung und Erstellung eines Ersatz-
tanks, über den von den Bürgern aufzu-
bringenden Wasserpreis finanziert werden
könnt!
Das darf doch wohl nicht wahr sein, dass
die Stadtwerke die Erhöhung des Wasser-
preises ins Auge fasst.
Wieder einmal soll etwas auf uns Bürger
abgewälzt werden. Wenn der zukünftige
Investor unbedingt das Grundstück haben
möchte, dort aber keine Einfamilien-Rei-
henhäuser gebaut werden dürfen, fragt
man sich doch, was den Grundstücks-
makler und Investor denn wohl dazu
bewegt, plötzlich vorzuschlagen, der Stadt
das Grundstück nach Erwerb für die EXPO
zur Verfügung stellen zu wollen.
Um danach dann doch noch die heute
nicht erwünschten Reihenhäuser zu bau-
en?
Wieso kauft der Investor ein Grundstück,
das ihm nichts einbringt? Oder soll ich
besser sagen, noch nichts einbringt?
Erhofft sich besagter Investor hohe Mie-
ten für das der Stadt dann zur Verfügung
gestellte EXPO-Grundstück?
Könnte die Stadt sich nicht die Mietko-
sten ersparen, wenn sie das Grundstück
erst nach der EXPO veräußern würde?
Oder versucht man nur deshalb das Grund-
stück schnell zu verkaufen, damit die
Beseitigung und Neuerstellung eines Was-
sertanks auf den kleinen Mann abgewälzt
werden kann?
Da ist doch etwas faul an der ganzen
Sache! Bleiben Sie bitte am Ball, damit
die hiesigen Bürger wissen, was auf sie
zukommt!

Ewald Jörg
Gökerstr. 145

dftg

EVC

WRG

1.000 m
Container-
      kai

400 m Ölpier

4.200 m
Container-
      kai

Niedersachsenbrücke

ca. 1.800 m
Erz-/Kohlen-
kai

Jade

Port
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Bombenstimmung herrschte auf dem diesjährigen SPD-Ball im Columbus. Auf Unver-
ständnis stieß dagegen dieses Transparent der Gruppe „Menschen gegen den Krieg“. Schließ-
lich wollten die Genossinnen und Genossen feiern und nicht an die eigene Politik erinnert
werden.
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